
Alt [Satzung 2015] Neu [Satzung 2022]

I. Allgemeines I. Allgemeines 

§ 1 Präambel Präambel    

1. Der Turn- und Sportverein Fichte Hagen 1863 e. V., 

eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts Hagen 

unter VR 942, hat in seiner 152. ordentlichen 

Mitgliederversammlung vom 25.04.2015 die nachfolgende 

Satzung beschlossen und damit die in den Jahren 1945, 

1958, 1976, 1991, 2003, 2006 und zuletzt 2010 jeweils 

geänderten bzw. neu gefassten Satzungen außer Kraft 

gesetzt.

1. Der Turn- und Sportverein Fichte Hagen 1863 e. V., 

eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts 

Hagen unter VR 942, hat in seiner 157. ordentlichen 

Mitgliederversammlung vom 27.04.2022 die 

nachfolgende Satzung beschlossen und damit die 

zuletzt 2015 geänderte Satzung außer Kraft gesetzt.

2. Wenn und soweit nachfolgend für Mitglieder und 

Funktionsträger des Vereins die männliche bzw. weibliche 

Form gewählt ist, so beinhaltet dies nicht eine 

geschlechtsspezifische Bindung, vielmehr können sowohl 

männliche als auch weibliche Personen Funktionsträger 

des Vereins sein. 

2. Wenn und soweit nachfolgend für Mitglieder und 

Funktionsträger des Vereins die männliche bzw. 

weibliche Form gewählt ist, so beinhaltet dies eine 

geschlechtsneutrale Bezeichnung. Auch 

geschlechtsneutrale Personen können 

Funktionsträger des Vereins sein. 

§ 2  Name, Sitz und Farben des Vereins § 1  Name, Sitz und Farben des Vereins 

1. Der Verein führt den Namen "Turn- und Sportverein 

Fichte Hagen 1863 e.V.", abgekürzt  "TSV Fichte Hagen 

1863 e.V." und hat seinen Sitz in Hagen.

1. Der Verein führt den Namen "Turn- und Sportverein 

Fichte Hagen 1863 e.V.", abgekürzt "TSV Fichte Hagen 

1863 e.V." und hat seinen postalischen Sitz in Hagen, 

Postfach 1863, 58018 Hagen.

2. Die Vereinsfarben sind Blau - Weiß. 2. Die Vereinsfarben sind Blau (RAL 5005-signalblau) 

und Weiß (RAL 9010 reinweiss) 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 3 Zweck des Vereins § 2  Zweck des Vereins 

1. Zweck des Vereins sind die Förderung des Sports, die 

körperliche und geistige Ertüchtigung durch 

Leibesübungen sowie die Errichtung und Erhaltung der 

vereinseigenen Sportanlagen und Vereinsheime. 

1. Zweck des Vereins sind die Förderung des Sports 

und der Jugendhilfe, die körperliche und geistige 

Ertüchtigung durch Leibesübungen sowie die 

Errichtung und Erhaltung der vereinseigenen 

Sportanlagen und Vereinsheime. Grundlage der 

Vereinsarbeit ist das Bekenntnis aller Mitglieder und 

Förderer des Vereins zur freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland und 

des Landes Nordrhein-Westfalen. Der Verein, seine 

Amtsträger und Beschäftigten bekennen sich zu den 

Grundsätzen eines umfassenden Kinder- und 

Jugendschutzes und treten für die körperliche und 

seelische Unversehrtheit und Selbstbestimmung der 

anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. 
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Der Verein, seine Amtsträger und Beschäftigten 

pflegen eine Aufmerksamkeitskultur und führen 

regelmäßig Präventionsmaßnahmen zum Schutz von 

Kindern und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt 

im Sport durch. Der Verein steht für Fairness und tritt 

für einen doping- und manipulationsfreien Sport ein. 

Der Verein ist parteipolitisch und religiös neutral, er 

vertritt den Grundsatz religiöser, weltanschaulicher 

und ethnischer Toleranz und Neutralität. Der Verein 

wendet sich gegen Intoleranz, Rassismus und jede 

Form von politischem Extremismus. Er tritt 

rassistischen, verfassungs- und fremdenfeindlichen 

Bestrebungen sowie jeder Form von Gewalt, 

unabhängig davon, ob sie verbaler, körperlicher, 

seelischer oder sexualisierter Art ist, entgegen. Der 

Verein fördert die Inklusion behinderter und 

nichtbehinderter Menschen und die Integration von 

Menschen mit Zuwanderungshintergrund. Er verfolgt 

die Gleichstellung der Geschlechter. Der Verein 

verpflichtet sich zu verantwortlichem Handeln auf der 

Grundlage von Transparenz, Integrität, Partizipation 

und Nachhaltigkeit als Prinzipien einer guten 

Vereinsführung.

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuer-

begünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist 

selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. Alle Mittel des Vereins dürfen 

nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des 

Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die dem 

Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

2. Alle Mittel des Vereins dürfen nur für 

satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 

des Vereins. Keine Person darf durch Ausgaben, die 

dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 

werden. 

3. Wenn und soweit einem Mitglied Aufwendungen im 

Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben für 

den Verein entstanden sind, so können diese 

Aufwendungen gegen entsprechenden Nachweis 

entschädigt werden. Über Grund und Höhe der 

Aufwandsentschädigung entscheidet der Hauptvorstand 

durch Beschluss. 

3. Wenn und soweit einem Mitglied Aufwendungen im 

Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben 

für den Verein entstanden sind, so können diese 

Aufwendungen gegen entsprechenden Nachweis 

entschädigt werden. Über Grund und Höhe der 

Aufwandsentschädigung entscheidet der 

Hauptvorstand durch Beschluss. 

§ 3 Umsetzung der Satzungszwecke 

1. Gefördert werden die im Verein aktuell betriebenen 

Sportarten.

2. Gefördert wird der Kinder-, Jugend-, Erwachsenen-, 

Breiten-, Wettkampf-, Gesundheits- und 

Seniorensport. 
3. Der Verein organisiert einen geordneten Sport-, 

Spiel-, Übungs- und Kursbetrieb und führt einen 

leistungsorientierten Trainingsbetrieb durch. 
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4. Der Verein fördert und organisiert die Teilnahme an 

sportspezifischen und übergreifenden Sport- und 

Vereinsveranstaltungen, sowie die Durchführung von 

allgemeinen Jugendveranstaltungen und -

maßnahmen, die Aus- und Weiterbildung sowie den 

Einsatz von Übungsleitern, Trainern und Helfern, die 

Beteiligungen an Kooperationen, Sport- und 

Spielgemeinschaften und Maßnahmen und 

Veranstaltungen zur Erhaltung und Förderung des 

körperlichen, seelischen und geistigen Wohlbefindens 

der Vereinsmitglieder. 

5. Der Verein sorgt für die Erstellung sowie die 

Instandhaltung und Instandsetzung der dem Verein 

gehörenden oder durch ihn gepachteten Immobilien, 

Geräte und sonstiger durch den Verein genutzten 

Gegenstände. 

6. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in 

ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen 

Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

7. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den 

Zwecken des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 

werden. 
8. Der Verein räumt den Angehörigen aller 

Nationalitäten und Bevölkerungsgruppen gleiche 

Rechte ein und vertritt den Grundsatz 

parteipolitischer, religiöser und weltanschaulicher 

Toleranz und Neutralität. 

§ 4  Gemeinnützigkeit 

1.  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

"Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster 

Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Organe des 

Vereins üben ihre Tätigkeit in der Regel ehrenamtlich 

aus. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der 

haushaltsrechtlichen Möglichkeiten des Vereins 

entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages 

oder gegen Zahlung einer Aufwandsentschädigung 

nach § 3 Nr. 26a EStG ausgeübt werden.

Die Entscheidung über eine entgeltliche 

Vereinstätigkeit trifft der Hauptvorstand durch 

Beschluss, wobei eine einfache Mehrheit des 

beschließenden Organs ausreicht. Gleiches gilt für die 

Vertragsinhalte und -bedingungen. 
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2. Wenn und soweit einem Mitglied Aufwendungen im 

Zusammenhang mit der Wahrnehmung von Aufgaben 

für den Verein entstanden sind, so können diese 

Aufwendungen gegen entsprechenden Nachweis 

entschädigt werden. Über Grund und Höhe der 

Aufwandsentschädigung entscheidet der 

geschäftsführende Hauptvorstand durch Beschluss. 

Amtsträger, Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins 

haben einen Anspruch auf Aufwendungsersatz nach § 

670 BGB für solche Aufwendungen, die ihnen 

nachweislich durch die Tätigkeit für den Verein 

entstanden sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrt-, 

Reise- und Telefonkosten sowie Portoauslagen. Die 

Erstattung setzt die vorherige Auftragserteilung durch 

den geschäftsführenden Hauptvorstand voraus und 

erfolgt nur in dem Umfang und in der Höhe, wie sie 

durch die gesetzlichen Vorschriften als steuerfrei 

anerkannt ist.  

3. Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für 

satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 

§ 4 Mitgliedschaft in Turn- und Sportverbänden § 5 Mitgliedschaft in Turn- und Sportverbänden

1. Der Verein ist Mitglied in Turn- und Sportfachverbänden 

seiner jeweiligen untergliederten Abteilungen.

1. Der Verein ist Mitglied in Turn- und 

Sportfachverbänden seiner jeweiligen untergliederten 

Abteilungen.
2. Die Mitgliedschaft im Verein zieht automatisch die 

Mitgliedschaft in den Verbänden nach sich, denen der 

Verein als Mitglied angehört. Die Mitglieder unterliegen 

insoweit den Satzungen und Ordnungen dieser Verbände 

und unterwerfen sich denselben mit Eintritt in den Verein. 

2. Die Mitgliedschaft im Verein kann die Mitgliedschaft 

in den Verbänden nach sich ziehen, denen der Verein 

als Mitglied angehört. Der Verein und seine Mitglieder 

unterliegen insoweit den Satzungen und Ordnungen 

dieser Verbände und unterwerfen sich denselben.

II. Mitgliedschaft II. Mitgliedschaft 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft § 6 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Jede Person, die sich im Besitz der bürgerlichen 

Ehrenrechte befindet, kann die Mitgliedschaft er-werben.

1. Jede natürliche oder juristische Person kann die 

Mitgliedschaft auf Antrag erwerben. Der 

Aufnahmeantrag eines/einer Minderjährigen bedarf der 

schriftlichen Einwilligung der gesetzlichen Vertreter.  

Der Antrag eines Betreuten bedarf der Zustimmung 

des Betreuers oder des Betreuungsgerichts. 

2. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Eine 

Ablehnung der Mitgliedschaft durch den Vorstand 

braucht nicht begründet zu werden. 

2. Der Anmeldeantrag (Vordruck 101) ist schriftlich an den 

geschäftsführenden Hauptvorstand zu richten, der über die 

Aufnahme innerhalb eines Monats seit Eingang des 

Antrags entscheidet. Der Antrag eines Minder-jährigen 

unter 18 Jahren bedarf der schriftlichen Zustimmung der 

gesetzlichen Vertreter auf dem Anmeldeantrag. 

3. Der Anmeldeantrag ist schriftlich an den 

geschäftsführenden Hauptvorstand zu richten, der 

über die Aufnahme innerhalb von zwei Monaten seit 

Eingang des Antrags entscheidet. 
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3. Mit Erwerb der Mitgliedschaft entsteht die Verpflichtung 

zur Zahlung der Aufnahmegebühr und des  

Mitgliedsbeitrages, deren Höhe sich nach der jeweils 

gültigen Beitragsordnung richtet. Anmeldeanträge, die 

nicht die Zustimmung des Antragstellers zur Beitrags-

zahlung im Wege des Bankeinzugsverfahrens enthalten, 

sind im Regelfall abzulehnen. 

4. Mit Erwerb der Mitgliedschaft entsteht die 

Verpflichtung zur Zahlung der Aufnahmegebühr und 

des Mitgliedsbeitrages, deren Höhe sich nach der 

jeweils gültigen Beitragsordnung richtet. Es können 

zusätzlich Aufnahmegebühren, Umlagen, Gebühren 

für besondere Leistungen des Vereins sowie 

abteilungsspezifische Beiträge erhoben werden, 

darüber hinaus können Familienbeiträge festgesetzt 

werden. Der Familienbeitrag umfasst die 

Beitragsverpflichtung von Ehepartnern oder 

eheähnlichen Gemeinschaften sowie Familien mit 

Kindern bis zum 20. Lebensjahr.

5. Über Höhe und Fälligkeit sämtlicher Beiträge und 

Gebühren entscheidet der Hauptvorstand durch 

Beschluss. Beschlüsse über Beitragsfestsetzungen 

sind den Mitgliedern bekannt zu geben. 

6. Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein 

Änderungen des Namens, der Bankverbindung, der 

Anschrift sowie der E-Mail-Adresse mitzuteilen. 

7. Von Mitgliedern, die dem Verein ein SEPA-

Lastschriftmandat erteilt haben, wird der Beitrag zum 

Fälligkeitstermin eingezogen. 
8. Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied 

zu vertreten hat, nicht erfolgen, sind dadurch 

entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu 

tragen. 
9. Wenn der Beitrag im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht 

beim Verein eingegangen ist, befindet sich das 

Mitglied ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug.  

10. Fällige Beitragsforderungen können vom Verein 

außergerichtlich und gerichtlich geltend gemacht 

werden. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu 

tragen. 
11. Der geschäftsführende Hauptvorstand kann in 

begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder 

Beitragspflichten ganz oder teilweise erlassen oder 

stunden bzw. Mitgliedern die Teilnahme am SEPA-

Lastschriftverfahren erlassen. 

12. Ehrenmitglieder und Ehrenvorsitzende können 

vom Hauptvorstand von der Beitragspflicht befreit 

werden. 

5 24.03.2022



13. Im Rahmen der Vereinsmitgliedschaft verpflichtet 

sich das Mitglied, am SEPA-Lastschriftverfahren für 

den Mitgliedsbeitrag teilzunehmen. Dazu ist auf dem 

Anmeldebogen eine gesonderte Unterschrift des - ggf. 

abweichenden - Kontoinhabers erforderlich. 

Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein 

unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Mitglieder, die 

nicht am SEPA-Lastschriftverfahren teilnehmen, 

zahlen eine erhöhte Aufnahmegebühr. Die Erhöhung 

regelt die Beitragsordnung des Vereins. Die 

Abteilungen können Abteilungszusatzbeiträge mit 

einfacher Mehrheit in der Abteilungsversammlung 

beschließen. Einzelheiten können die 

Abteilungsordnungen regeln, sofern sie inhaltlich 

nicht der Satzung des Vereins widersprechen. 

4. Mit der Aufnahme als Vereinsmitglied erkennt das 

Mitglied die Satzung sowie die Beschlüsse der Organe des 

Vereins als bindend an.

14. Mit der Aufnahme als Vereinsmitglied erkennt das 

Mitglied die Satzung, die Vereinsordnungen sowie die 

Beschlüsse der Organe des Vereins als für sich 

bindend an. 

§ 7 Rechte und Pflichten der Vereinsmitglieder

1. Die Mitglieder sind berechtigt und angehalten, im 

Rahmen des Vereinszweckes an den Veranstaltungen, 

am regelmäßigen Training und an den Wettkämpfen 

teilzunehmen. 
2. Alle Mitglieder sind verpflichtet, sich entsprechend 

der Satzung, den weiteren Ordnungen des Vereins 

sowie den Beschlüssen der Mitgliederversammlung zu 

verhalten. 
3. Die Mitglieder sind zur gegenseitigen 

Rücksichtnahme und Kameradschaft verpflichtet. 

§ 7 a Mitgliederrechte minderjähriger 

Vereinsmitglieder 

1. Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr und 

andere Personen, die als geschäftsunfähig im Sinne 

der Regelungen des BGB gelten, können ihre Antrags- 

und Rederechte in der Mitgliederversammlung nicht 

persönlich, sondern nur durch die gesetzlichen 

Vertreter*innen ausüben. Alle weiteren 

Mitgliedschaftsrechte, insbesondere die Nutzung der 

sportlichen Vereinsangebote, können diese Mitglieder 

persönlich ausüben.

2. Minderjährige Mitglieder zwischen dem vollendeten 

7. und dem vollendeten 18. Lebensjahr üben ihre 

Mitgliedschaftsrechte im Verein persönlich aus. Ihre 

gesetzlichen Vertreter*innen sind von der 

Wahrnehmung der Mitgliedschaftsrechte 

ausgeschlossen, sind aber berechtigt, an 

Mitgliederversammlungen teilzunehmen. 

6 24.03.2022



§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft § 8 Beendigung der Mitgliedschaft

1. Die Mitgliedschaft endet durch Kündigung (Austritt) 

durch das Mitglied, Ausschluss des Mitgliedes durch den 

Verein, Tod des Mitgliedes.

1. Die Mitgliedschaft endet durch Kündigung (Austritt) 

durch das Mitglied, durch Ausschluss des Mitgliedes 

durch den Verein, durch Streichung aus der 

Mitgliederliste, durch den Tod des Mitgliedes oder 

Löschung/Liquidation des Vereins. Ferner erlischt die 

Mitgliedschaft durch Erlöschen der Rechtsfähigkeit 

bei juristischen Personen.

2. Die Mitgliedschaft kann durch schriftliche an den 

geschäftsführenden Hauptvorstand zu richtende Erklärung 

unter Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum 

Jahresende gekündigt werden. Die Kündigung der 

Mitgliedschaft wird durch den Verein schriftlich bestätigt.

2. Die Mitgliedschaft kann durch schriftliche an die 

Postfachadresse des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes zu richtende Erklärung unter 

Einhaltung einer Frist von 3 Monaten zum Jahresende 

gekündigt werden. 

3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Hauptvor-

standes ausgeschlossen werden, wenn das Mitglied trotz 

mindestens zweifacher Mahnung fällige Beiträge nicht 

entrichtet hat, das Mitglied in grober Weise den Interessen 

oder der Satzung des Vereins zuwider gehandelt hat, ein 

sonstiger, wichtiger Grund zum Ausschluss des Mitgliedes 

vorliegt. 

3. Die Kündigung der Mitgliedschaft wird durch den 

Verein schriftlich innerhalb von acht Wochen nach 

Eingang der Kündigung des Mitglieds bestätigt. 

4. Über den Ausschluss eines Mitgliedes entscheidet der 

Hauptvorstand auf Antrag. Zur Antragstellung ist jedes 

Mitglied, die Abteilungsvorstände und der 

geschäftsführende Hauptvorstand berechtigt. Der 

Ausschließungs-antrag ist dem betroffenen Mitglied samt 

Begründung mit der Aufforderung zuzuleiten, sich binnen 

einer Frist von 2 Wochen schriftlich dazu zu erklären. 

4. Nach Beendigung der Mitgliedschaft bleibt die 

Zahlungspflicht der bis zu diesem Zeitpunkt fällig 

gewordenen Beträge bestehen. 

Nach Ablauf der Frist ist unter Berücksichtigung der etwa 

eingegangenen Äußerungen des Mitgliedes zu 

entscheiden. Die Entscheidung über den Ausschluss kann 

nur mit einer Mehrheit von 3/4 der anwesenden 

Hauptvorstandsmitglieder gefasst werden. Der 

Ausschließungsbeschluss steht dem betroffenen Mitglied 

das Recht des Einspruchs beim Ehrenrat des Vereins zu. 

Der Einspruch ist innerhalb einer Frist von 2 Wochen ab 

Zugang der Entscheidung schriftlich an den Vorsitzenden 

des Ehrenrates zu richten. Während des 

Einspruchsverfahrens ruhen die Mitgliedschaftsrechte. Die 

Einspruchsentscheidung ist dem betroffenen Mitglied 

durch den Vorsitzenden des Ehrenrates schriftlich 

mitzuteilen. 

5. Ausgeschiedene oder ausgeschlossene Mitglieder 

haben keinen Anspruch auf Anteile aus dem 

Vermögen des Vereins. 

6. Andere Ansprüche eines ausgeschiedenen oder 

ausgeschlossenen Mitgliedes müssen binnen drei 

Monaten nach dem Erlöschen der Mitgliedschaft 

durch eingeschriebenen Brief schriftlich dargelegt, 

begründet und geltend gemacht werden. 
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7. Ein Mitglied kann durch Beschluss des 

geschäftsführenden  Hauptvorstandes 

ausgeschlossen werden, wenn das Mitglied grob 

gegen die Satzung oder Ordnungen schuldhaft 

verstößt; in grober Weise den Interessen des Vereins 

und seiner Ziele zuwiderhandelt; sich grob unsportlich 

verhält; dem Verein oder dem Ansehen des Vereins 

durch unehrenhaftes Verhalten, insbeondere durch 

Äußerung extremistischer oder verfassungsfeindlicher 

Gesinnung bzw. Haltung innerhalb und außerhalb des 

Vereins oder durch die Mitgliedschaft in einer 

extremistischen Gruppierung, Partei oder 

Organisation schadet; gegen die Grundsätze des 

Kinder- und Jugendschutzes verstößt. Ferner ist ein 

Mitgliedsausschluß möglich, wenn trotz zweifacher 

Mahnung fällige Beiträge nicht entrichtet werden bzw. 

SEPA-Lastschriften mangels Deckung oder wegen 

Widerspruchs zurückgegeben werden oder ein 

sonstiger wichtiger Grund zum Ausschluss des 

Mitgliedes vorliegt. 

8. Der Ausschließungsantrag ist dem betroffenen 

Mitglied samt schriftlicher Begründung mit der 

Aufforderung zuzuleiten, mit der Maßgabe, sich 

binnen einer Frist von drei Wochen schriftlich zu den 

gegen ihn/sie erhobenen Vorwürfen zu erklären. 

9. Nach Ablauf der Frist ist unter Berücksichtigung der 

etwaig eingegangenen Äußerungen des Mitgliedes 

durch den geschäftsführenden Hauptvorstand durch 

Beschluss zu entscheiden und dem Mitglied 

schriftlich mitzuteilen. 

10. Die Entscheidung über den Ausschluss kann nur 

mit einer Mehrheit von 75 % der anwesenden 

Mitglieder des geschäftsführenden Hauptvorstandes 

gefasst werden. 
11. Der schriftlich begründete 

Ausschließungsbeschluss wird ab dem Tag des 

Zugangs beim Mitglied wirksam. 
12. Gegen den Ausschließungsbeschluss steht dem 

betroffenen Mitglied das Recht des Einspruchs beim 

Ehrenrat des Vereins zu. 
13. Der Einspruch ist innerhalb einer Frist von drei 

Wochen ab Zugang der Entscheidung schriftlich an 

den Vorsitzenden des Ehrenrates zu richten. Dessen 

Kontaktdaten finden sich auf der Internetseite des 

Vereins. 
14. Während des Einspruchsverfahrens ruhen die 

Mitgliedschaftsrechte. 

15. Die Einspruchsentscheidung ist dem betroffenen 

Mitglied durch den Vorsitzenden des Ehrenrates 

schriftlich mitzuteilen. 

§ 7 Ehrenmitgliedschaft / Ehrenvorsitzender § 9  Ehrenmitgliedschaft / Ehrenvorsitzender 

1. Ehrenmitglieder werden durch die 

Mitgliederversammlung auf Antrag des Hauptvorstandes 

mit 3/4 Mehrheit ernannt.

1. Ehrenmitglieder werden durch die 

Mitgliederversammlung auf Antrag des 

Hauptvorstandes mit 75%  Mehrheit ernannt.
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2. Ehrenvorsitzende werden durch die 

Mitgliederversammlung auf Antrag des Hauptvorstandes 

mit 3/4 Mehrheit ernannt. 

2. Ehrenvorsitzende werden durch die 

Mitgliederversammlung auf Antrag des 

Hauptvorstandes mit 75% Mehrheit ernannt. 
3. Die Ernennung eines Ehrenvorsitzenden ist nur zu 

dessen Lebzeiten zulässig. 

3. Die Ernennung eines Ehrenvorsitzenden ist nur zu 

dessen Lebzeiten zulässig. 
4. Im Übrigen gilt die Ehrenordnung des Vereins. 4. Im Übrigen ist die Ehrenordnung des Vereins 

maßgeblich. 

III. Organe III. Organe

§ 8 Organe des Vereins § 10  Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind nach den §§ 21 ff. BGB:

- die  Mitgliederversammlung

- eine außerordentliche Mitgliederversammlung

- der Hauptvorstand

- die ordentliche Mitgliederversammlung

- die außerordentliche Mitgliederversammlung                                                 

- der Hauptvorstand                 

- der geschäftsführende Hauptvorstand          

- der Ehrenrat 

§ 9 Mitgliederversammlung § 11 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des 

Vereins, ihrer Beschlussfassung unterliegen alle 

Vereinsangelegenheiten, soweit in dieser Satzung nichts 

anderes bestimmt ist. 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ 

des Vereins, ihrer Beschlussfassung unterliegen alle 

Vereinsangelegenheiten, soweit in dieser Satzung 

nichts anderes bestimmt ist. Im Übrigen gelten die 

gesetzlichen Vorschriften der §§ 32 ff. BGB.                 

Die Mitgliederversammlung ist für folgende 

Vereinsangelegenheiten zuständig:                               

Entgegennahme der Berichte des Hauptvorstandes; 

Entgegennahme der Haushaltsplanung des 

Hauptvorstandes;                                                           

Entgegennahme des Kassenprüfungsberichtes;            

Entlastung des Hauptvorstandes;                              

Wahl und Abberufung der Mitglieder des 

Hauptvorstandes, soweit die Satzung nicht etwas 

Abweichendes regelt;                                                    

Wahl der Kassenprüfer*innen und 

Ersatzkassenprüfer*innen;                                             

Beschlussfassung über Umlagen;                             

Ernennung von Ehrenmitgliedern und 

Ehrenvorsitzenden;                                                       

Änderung der Satzung und Beschlussfassung über 

Auflösung oder Fusion des Vereins;                             

Beschlussfassung über Anträge                                   

2. Im Geschäftsjahr muss mindestens eine ordentliche 

Mitgliederversammlung möglichst in den ersten 4 Monaten 

des Kalenderjahres stattfinden. Hierzu wird durch den 

Hauptvorstand mindestens 2 Wochen vorher schriftlich in 

den offiziellen Vereinsmitteilungen und/oder durch eine 

persönliche Einladung (einfacher Brief) unter Angabe der 

Tagesordnung eingeladen.

2. Im Geschäftsjahr sollte mindestens eine ordentliche 

Mitgliederversammlung möglichst in den ersten vier 

Monaten des Kalenderjahres stattfinden. 

3. Hierzu wird durch den geschäftsführenden 

Hauptvorstand  mindestens zwei Wochen vorher in 

Textform in den offiziellen Vereinsmitteilungen, auf 

der Internetseite oder durch eine persönliche 

Einladung (einfacher Brief oder E-Mail) unter Angabe 

der Tagesordnung eingeladen. 
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6

4. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der 

Einladung folgenden Tag. Für den Nachweis der frist- 

und ordnungsgemäßen Einladung reicht die 

Absendung der Einladung an die dem Verein zuletzt 

bekannte Adresse aus. 

3. Der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

unterliegen insbesondere: 

5. Der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

unterliegen insbesondere: 

a) Entgegennahme und Genehmigung des Geschäfts- und 

Kassenberichts über das zurückliegende Geschäftsjahr,

a) Entgegennahme und Genehmigung des Geschäfts- 

und Kassenberichts über das zurückliegende 

Geschäftsjahr,
b) Entlastung des Hauptvorstandes für das zurückliegende 

Geschäftsjahr,

b) Entlastung des Hauptvorstandes für das 

zurückliegende Geschäftsjahr,

c) Wahl des Hauptvorstandes, der Hauptkassenprüfer und 

der Mitglieder des Ehrenrates (alle 2 Jahre),

c) Wahl des Hauptvorstandes, der Hauptkassenprüfer 

und der Mitglieder des Ehrenrates

d) Festsetzung der Beiträge, d) Festsetzung der Beiträge,

e) Satzungsänderungen, e) Satzungsänderungen,

f) Entscheidungen über Anträge zur Tagesordnung oder 

Sachanträge, die mindestens 10 Tage vor der 

Versammlung schriftlich an den geschäfts-führenden 

Hauptvorstand zu richten sind. Dringende Anträge können 

in der Versammlung mündlich vorgetragen werden, wenn 

sie bei einer Verzögerung ihren Zweck verfehlen würden. 

f) Entscheidungen über Anträge zur Tagesordnung 

oder Sachanträge, die mindestens 10 Tage vor der 

Versammlung schriftlich an den geschäftsführenden 

Hauptvorstand zu richten sind.  

g) Dringende Anträge können durch stimmberechtigte 

Mitglieder in der Mitgliederversammlung mündlich 

vorgetragen werden, wenn sie bei einer Verzögerung 

ihren Zweck verfehlen würden. Über die Zulassung 

entscheidet die Mitgliederversammlung durch 

Beschluss mit einfacher Mehrheit.

4. Die Mitgliederversammlung wird von dem Vor-

sitzenden, bei dessen Verhinderung von einem der beiden 

2. Vorsitzenden, bei deren Verhinderung wiederum durch 

ein anderes anwesendes Mitglied des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes geleitet. 

6. Die Mitgliederversammlung wird von dem 

Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem der 

beiden zweiten Vorsitzenden, bei deren Verhinderung 

wiederum durch ein anderes anwesendes Mitglied des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes geleitet. 

5. In jeder Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu 

führen, welches vom Protokollführer und dem 

Versammlungsleiter zu unterschreiben ist. Das Protokoll 

kann durch jedes Mitglied eingesehen werden.

7. In jeder Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu 

führen. Hierzu ist zunächst im Wege der Akklamation 

ein Protokollführer aus den Reihen der Mitglieder zu 

wählen. Das Protokoll ist nach Erstellung vom 

Protokollführer und dem Versammlungsleiter zu 

unterschreiben. 

6. Sofern die Satzung nichts anderes bestimmt, werden 

alle Beschlüsse der Mitgliederversammlung mit einfacher 

Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

offen gefasst. Satzungsänderungen bedürfen einer 

Mehrheit von 3/4 der anwesenden stimmberechtigten 

Mitglieder. Geheime Abstimmung ist erforderlich, wenn die 

Mitgliederversammlung dieses auf Antrag eines Mitgliedes 

mit einfacher Mehrheit beschließt.

8. Sofern die Satzung nichts anderes bestimmt, 

werden alle Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen gefasst. 

9. Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von 

75% der abgegebenen gültigen Stimmen der 

Mitglieder. 
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10. Eine geheime Abstimmung ist erforderlich, wenn 

die Mitgliederversammlung dieses auf Antrag eines 

stimmberechtigten Mitgliedes mit einfacher Mehrheit 

der abgegebenen gültigen Stimmen beschließt. 

7. Stimmberechtigt ist jedes Mitglied, das das 16. 

Lebensjahr vollendet hat. 

11. Stimmberechtigt ist jedes Mitglied, das das 16. 

Lebensjahr vollendet hat. 

12. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt 

werden. 

13. Gewählt werden können alle volljährigen und 

geschäftsfähigen Mitglieder des Vereins. 

14. Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können 

an den Mitgliederversammlungen teilnehmen. 

8. Die Zustimmung zu Anträgen von für den Verein 

weitreichender Bedeutung bedarf einer Mehrheit von 3/4 

der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Die 

Einordnung als Antrag von weitreichender Bedeutung 

erfolgt durch den Hauptvorstand, der entsprechende 

Einordnungsbeschluss ist bei der Einladung zur 

Mitgliederversammlung mitzuteilen. Das Recht zur 

Stellung von Anträgen mit weitreichender Bedeutung steht 

ausschließlich dem Hauptvorstand zu. 

15. Jede ordnungsgemäß einberufene 

Mitgliederversammlung ist unabhängig von der 

Anzahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. Die 

Zustimmung zu Anträgen von für den Verein 

weitreichender Bedeutung bedarf einer Mehrheit von 

75% der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

16. Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen 

grundsätzlich offen per Handzeichen (Akklamation) 

oder bei Teilnahme an einer virtuellen oder hybriden 

Mitgliederversammlung auch durch elektronische 

Stimmabgabe. Wenn eine geheime Abstimmung 

beantragt wird, entscheidet darüber die 

Mitgliederversammlung. Eine geheime Abstimmung ist 

durchzuführen, wenn dies von mindestens einem 

Fünftel der abgegebenen gültigen Stimmen verlangt 

wird.

17. Jedes Mitglied hat mit Vollendung des 16. 

Lebensjahres in der Mitgliederversammlung ein 

Stimmrecht und eine Stimme. Jede juristische Person 

als Mitglied hat eine Stimme. Wählbar ist jedes 

Mitglied mit Vollendung des 18. Lebensjahres. Das 

Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden und 

ist nicht übertragbar. 

18. Die Mitglieder des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes und des Hauptvorstandes werden 

einzeln gewählt. Es ist der/die Kandidat*in gewählt, 

der/die mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 

Stimmen erhalten hat. Erreicht kein*e Kandidat*in im 

1. Wahlgang die absolute Mehrheit, findet eine 

Stichwahl zwischen den beiden Kandidat*innen mit 

der höchsten Stimmenzahl statt. Gewählt ist im 2. 

Wahlgang der/die Kandidat*in, der/ie die meisten 

Stimmen erhält. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet 

das Los. Die Vorstandsmitglieder sind wirksam 

gewählt, wenn die gewählten Kandidat*innen das Amt 

angenommen haben. 
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19. Anträge zur Tagesordnung können von allen 

Mitgliedern in Textform unter Angabe des Namens 

gestellt werden. Die Anträge sind zu begründen und 

müssen dem geschäftsführenden Hauptvorstand bis 

zum 31. Januar des Jahres zugehen. 

20. Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als 

Präsenzversammlungen statt. Der geschäftsführende 

Vorstand kann beschließen, dass die 

Mitgliederversammung ausschließlich als virtuelle 

Mitgliederversammlung in Form einer online-basierten 

Videoversammlung oder als Kombination von 

Präsenzversammung und virtueller Versammlung 

(hybride Mitgliederversammlung) stattfindet. Ohne 

einen entsprechenden Beschluss des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes haben die 

Mitglieder keinen Anspruch darauf, virtuell an einer 

Präsenzversammlung teilzunehmen. 

21. Teilnahme- und stimmberechtigten Personen, die 

online an der virtuellen bzw. an der hybriden 

Mitgliederversammlung teilnehmen, wird durch 

geeignete technische Vorrichtungen die Möglichkeit 

gegeben, virtuell an der Mitgliederversammlung 

teilzunehmen und das Stimmrecht auf elektronischem 

Wege auszuüben. Die Einzelheiten zur Registrierung 

und Gewährleistung der Zugangsberechtigung und 

Ausübung des Stimmrechts können in der 

Geschäftsordnung geregelt werden. Die Auswahl der 

technischen Rahmenbedingungen (z.B. die Auswahl 

der zu verwendenden Software bzw. Programme) legt 

der geschäftsführende Hauptvorstand per Beschluss 

fest. 

22. Technische Widrigkeiten, die zu einer 

Beeinträchtigung bei der Teilnahme oder bei der 

Stimmrechtsausübung führen, berechtigen die 

teilnahme- und stimmberechtigten Personen nicht 

dazu, gefasste Beschlüsse und vorgenommene 

Wahlen anzufechten, es sei denn, die Ursache der 

technischen Widrigkeiten ist dem 

Verantwortungbereich des Vereins zuzurechnen. 

23. Im Übrigen gelten für die virtuelle bzw. hybride 

Mitgliederversammlung die Vorschriften über die 

Mitgliederversammlung sinngemäß. 

§ 10 Außerordentliche Mitgliederversammlung § 12 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

1.  Der Hauptvorstand kann jederzeit eine 

außerordentliche Mitgliederversammlung aus wichtigem 

Grund mit einfacher Mehrheit einberufen. 

1. Der geschäftsführende Hauptvorstand und/oder der 

Hauptvorstand können jederzeit eine außerordentliche 

Mitgliederversammlung aus wichtigem Grund mit 

einfacher Mehrheit einberufen. 

2.  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung muss 

einberufen werden, wenn mindestens 10 % der 

stimmberechtigten Mitglieder des Vereins dies unter 

Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. Das 

Verlangen ist an den geschäftsführenden Hauptvorstand 

zu richten und bedarf der Schriftform.

2.  Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

muss einberufen werden, wenn mindestens 10 % der 

Mitglieder des Vereins über 16 Jahren dies schriftlich 

unter Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen. 
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3. Das Verlangen ist an den geschäftsführenden 

Hauptvorstand zu richten und bedarf der Textform. 

3.  Die für ordentliche Mitgliederversammlungen in dieser 

Satzung getroffenen Bestimmungen des § 9 der Satzung 

gelten für außerordentliche Mitgliederversammlungen 

entsprechend.

4.  Die für ordentliche Mitgliederversammlungen in 

dieser Satzung getroffenen Bestimmungen des § 9 der 

Satzung gelten für außerordentliche 

Mitgliederversammlungen entsprechend.

§ 11 Hauptvorstand (HV) § 13  Geschäftsführender Hauptvorstand 

/Hauptvorstand

1.  Der Hauptvorstand vertritt den Verein nach innen und 

außen und führt dessen Geschäfte nach Maßgabe dieser 

Satzung in Verbindung mit den die Satzung ergänzenden 

Geschäftsordnungen.

1.  Der geschäftsführende Hauptvorstand vertritt den 

Verein nach innen und außen und führt dessen 

Geschäfte nach Maßgabe dieser Satzung in 

Verbindung mit den die Satzung ergänzenden 

Geschäftsordnungen.

Diese sind z.Z.:                                                                                                              

Beitragsordnung                                                           

Datenschutzordnung                                                        

Ehrenordnung                                                                    

Finanzordnung                                                                     

Geschäftsfordnung                                                             

Jugendordnung                                                                              

weitere Ordnungen nach Erfordernis und Beschluss                                                                                                

Die Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung.  

Der geschäftsführende Hauptvorstand kann 

Ausschüsse bilden und für herausgehobene Aufgaben 

Beauftragte benennen. Personalunion zwischen den 

einzelnen Ämtern des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes ist zulässig. Der geschäftsführende 

Hauptvorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit 

im Amt, bis ein neuer geschäftsführender 

Hauptvorstand gewählt ist. Abwesende können 

gewählt werden, wenn sie ihre Bereitschaft zur 

Übernahme des Amtes vorher in Textform ggü. dem 

geschäftsführenden Hauptvorstand erklärt haben und 

die Erklärung in der Mitgliederversammlung vorliegt. 

Scheidet ein Mitglied des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes während der laufenden Amtszeit 

vorzeitig aus, so kann der geschäftsführende 

Hauptvorstand für die verbleibende Amtszeit des 

Ausgeschiedenen durch Beschluss einen Nachfolger 

bestimmen. Beschlüsse des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes sind zu protokollieren.                                              
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2.  Der Hauptvorstand besteht aus:

- dem Ehrenvorsitzenden,

- dem Vorsitzenden,

- den beiden 2. Vorsitzenden,

- dem Hauptgeschäftsführer,

- dem 1. , 2. und ggf. 3. Geschäftsführer,

- dem Hauptkassenwart,

- dem stellvertretenden Hauptkassenwart

   - sofern gewählt,

- den Leitern der dem Verein untergliederten Abteilungen,

- dem Rechts- und Sozialwart,

- dem Hauptjugendleiter -sofern gewählt-

- dem stellvertretenden Hauptjugendleiter

   - sofern gewählt,

- dem Pressesprecher -sofern gewählt-

- dem Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden

   des Ehrenrates, bzw. ihrer Vertreter,

- dem Vorsitzenden des Förderrings.

2.  Der Hauptvorstand - sofern gewählt - besteht aus:

- dem Ehrenvorsitzenden,

- dem Vorsitzenden,

- den beiden 2. Vorsitzenden,

- dem Hauptgeschäftsführer,

- dem 1. , 2. und ggf. 3. Geschäftsführer,

- dem Hauptkassenwart,

- dem stellvertretenden Hauptkassenwart,

- den Leitern der dem Verein untergliederten 

Abteilungen,

- dem Rechts- und Sozialwart,

- dem Hauptjugendleiter,

- dem stellvertretenden Hauptjugendleiter,

- dem Pressesprecher, 

- dem Vorsitzenden und stellvertretenden 

Vorsitzenden des Ehrenrates, 

- dem Vorsitzenden des Förderrings (beratend, ohne 

Stimmrecht),

- dem Vorsitzenden der Hauptkassenprüfer (beratend, 

ohne Stimmrecht).

Der Vorsitzende des Förderrings ist Mitglied des 

Hauptvorstandes ohne Stimmberechtigung. Der 

Vorsitzende der Hauptkassenprüfer ist berechtigt, an den 

Sitzungen des Hauptvorstandes beratend teilzunehmen, 

ein Stimmrecht hat er nicht. 

Sofern eine oder mehrere Funktion(en) des 

Hauptvorstandes nicht besetzt werden, kann der 

Hauptvorstand durch Beschluss deren Aufgaben anderen 

Mitgliedern des Hauptvorstandes zuordnen. Zwischen zwei 

ordentlichen Mitgliederversammlungen kann der 

Hauptvorstand

durch Beschluss nicht besetzte Funktionen des 

Hauptvorstandes kommissarisch besetzen.

Sofern eine oder mehrere Funktionen des 

Hauptvorstandes nicht besetzt werden, kann der 

Hauptvorstand durch Beschluss deren Aufgaben 

anderen Mitgliedern des Hauptvorstandes zuordnen. 

Zwischen zwei ordentlichen Mitgliederversammlungen 

kann der Hauptvorstand durch Beschluss nicht 

besetzte Funktionen des Hauptvorstandes 

kommissarisch besetzen.

3.  Die Geschäfte der laufenden Verwaltung des Vereins 

werden durch den geschäftsführenden Hauptvorstand 

(GHV) geführt.

Der geschäftsführende Hauptvorstand besteht aus

- dem Vorsitzenden,

- den beiden 2. Vorsitzenden,

- dem Hauptgeschäftsführer,

- dem 1. Geschäftsführer,

- dem Hauptkassenwart,

- dem Hauptjugendleiter -sofern gewählt-

- dem Pressesprecher -sofern gewählt-

Sofern eine oder mehrere Funktion(en) des geschäfts-

führenden Hauptvorstandes nicht besetzt werden, kann 

der Hauptvorstand durch Beschluss deren Aufgaben 

anderen Mitgliedern des geschäftsführenden Hauptvor-

standes zuordnen. Zwischen zwei ordentlichen Mitglie-

derversammlungen kann der Hauptvorstand durch Be-

schluss nicht besetzte Funktionen des geschäftsführen-

den Hauptvorstandes kommissarisch besetzen. 

3.  Die Geschäfte der laufenden Verwaltung des 

Vereins werden durch den geschäftsführenden 

Hauptvorstand (GHV) geführt.

Der geschäftsführende Hauptvorstand - sofern 

gewählt - besteht aus

- dem Vorsitzenden,

- den beiden 2. Vorsitzenden,

- dem Hauptgeschäftsführer,

- dem 1. Geschäftsführer,

- dem Hauptkassenwart,

- dem Rechts- und Sozialwart, 

- dem Hauptjugendleiter,

- dem Pressesprecher.                                                                                                                                                                     

14 24.03.2022



Sofern eine oder mehrere Funktion des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes nicht besetzt 

werden, kann der geschäftsführende Hauptvorstand 

durch Beschluss deren Aufgaben anderen Mitgliedern 

des geschäftsführenden Hauptvorstandes zuweisen.                                                                                   

Zwischen zwei ordentlichen Mitgliederversammlungen 

kann der Hauptvorstand durch Beschluss nicht 

besetzte Funktionen des geschäftsführenden 

Hauptvorstandes kommissarisch besetzen. 

4. Der Hauptvorstand und der geschäftsführende 

Hauptvorstand sind befugt, sich eine Geschäftsordnung zu 

geben. Die Geschäftsordnung ist von der Mitglieder-

versammlung zu bestätigen. 

4. Aufgaben des geschäftsführenden Hauptvorstandes 

sind insbesondere:                                                                                             

- Aufstellung des Haushaltsplans und eventueller 

Nachträge                                                                                                    

- Vorlage von Jahresberichten für die 

Mitgliederversammlung                                                                           

- Ausschluss von Mitgliedern und Verhängung von 

Sanktionen                                                                                                  

- Berufung von Nachfolgern für ausgeschiedene 

Mitglieder des      geschäftsführenden 

Hauptvorstandes                                                                                       

- Beschlussfassung über Beiträge und Gebühren                                                                                                    

- Beschlussfassung über Gründung, Fusion und 

Schließung von Abteilungen.                                                                                           

Der Hauptvorstand und der geschäftsführende 

Hauptvorstand geben sich eine Geschäftsordnung 

sowie die in § 13 Ziff. 1 genannten weiteren 

Ordnungen nach Erforderlichkeit. 
5. Zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des 

Vereins im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende, die 

beiden 2. Vorsitzenden, der Hauptgeschäftsführer und der 

Hauptkassenwart jeweils zu zweit gemeinsam berechtigt. 

5. Zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung 

des Vereins im Sinne des § 26 BGB sind der 

Vorsitzende, die beiden 2. Vorsitzenden, der 

Hauptgeschäftsführer und der Hauptkassenwart, 

jeweils zu zweit gemeinsam, berechtigt. 

6. Der Hauptvorstand und der geschäftsführende 

Hauptvorstand sind beschlussfähig, wenn die Mehrheit 

seiner gewählten Mitglieder anwesend ist. 

7.  Die Hauptvorstandssitzungen werden von dem 

Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von einem der 

beiden 2. Vorsitzenden, bei deren Verhinderung wiederum 

durch ein anderes anwesendes Mitglied des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes geleitet. Die in den 

Sitzungen des Hauptvorstandes gefassten Be-schlüsse 

sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Sitzungsleiter 

und dem Protokollführer zu unterschreiben. 

8. Beschlüsse des Hauptvorstandes werden mit ein-facher 

Mehrheit gefasst, bei Stimmengleichheit ent-scheidet die 

Stimme des Vorsitzenden bzw. des Sitzungsleiters. 

Stimmenthaltungen gelten als Nein-stimmen. 

9. Die Mitglieder der Abteilungsvorstände und die 

Hauptkassenprüfer sind berechtigt, an den Sitzungen des 

Hauptvorstandes teilzunehmen, ohne allerdings 

stimmberechtigt zu sein. Das Stimmrecht eines 

anwesenden Abteilungsleiters oder dessen entsandten 

Vertreters bleibt davon unberührt. 
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10. Der Hauptvorstand soll mindestens 2-mal im 

Geschäftsjahr zusammentreten. Die Einladung erfolgt 

schriftlich unter Angabe der Tagesordnung und Ein-

haltung einer Einladungsfrist von 14 Tagen. 

§ 14 Haftung 

1. Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, 

deren Vergütung den aktuell gültigen Betrag gem. § 3 

Nr. 24a EStG (Ehrenamtsfreibetrag) nicht übersteigt, 

haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und 

gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer 

ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur bei Vorsatz 

und grober Fahrlässigkeit. 

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im 

Innenverhältnis nicht für fahrlässig verursachte 

Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, 

bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des 

Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, 

soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen 

des Vereins abgedeckt sind. 

§ 12 Vereinsjugend § 15 Vereinsjugend 

Im Rahmen der Bestimmungen der Jugendordnung 

verwaltet sich die Vereinsjugend selbstständig. 

1. Im Rahmen der Bestimmungen der Jugendordnung 

verwaltet sich die Vereinsjugend selbstständig. Sie 

entscheidet über die Verwendung der ihr zufließenden 

Mittel. 
Sie entscheidet über die Verwendung der ihr zufließenden 

Mittel. Die Verwendung muss den Bestimmungen des 

Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung entsprechen. In Jugendangelegenheiten, 

die allein in den Geschäftsführungsbereich der 

untergliederten Abteilungen fallen, entscheiden 

ausschließlich die Abteilungen. 

2. Die Verwendung muss den Bestimmungen des 

Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung und dieser Satzung entsprechen.                                                                                                                                                              

3. In Jugendangelegenheiten, die allein in den 

Geschäftsführungsbereich der untergliederten 

Abteilungen fallen, entscheiden ausschließlich die 

Abteilungen.
4. Im Übrigen ist die Jugendordnung maßgeblich.

§ 13 Kassenführung, Vermögen, Gewinne § 16  Kassenführung / Kassenprüfung

1. Die Kassenführung des Hauptkassenwartes wird durch 

mindestens 3 Hauptkassenprüfer, die von der 

Mitgliederversammmlung für die Amtsdauer des 

Hauptvorstandes gewählt werden, überprüft. Die 

Hauptkassenprüfer sind berechtigt und verpflichtet, die 

Wirtschaftsführung des Vereins laufend zu überwachen. 

Im Jahr kann jederzeit eine nicht angemeldete 

Kassenprüfung vorgenommen werden. Über das Ergebnis 

ihrer Prüfungen haben die Hauptkassenprüfer in der 

Mitgliederversammlung zu berichten.

1. Die Kassenführung des Hauptkassenwartes wird 

durch mindestens zwei Hauptkassenprüfer, sowie 

zwei Ersatzkassenprüfer, die von der 

Mitgliederversammlung für die Amtsdauer des 

Hauptvorstandes gewählt werden, überprüft. Die 

Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte 

Vereinskasse mit allen Konten, Buchungsunterlagen 

und Belegen. Die Kassenprüfer sind zur umfassenden 

Prüfung aller Kassen und aller Unterlagen in 

sachlicher und rechnerischer Hinsicht berechtigt.
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Die Hauptkassenprüfer sind berechtigt und 

verpflichtet, die Wirtschaftsführung des Vereins 

laufend zu überwachen. Im Geschäftsjahr kann 

jederzeit eine nicht angemeldete Kassenprüfung durch 

die Hauptkassenprüfer auf Vorschlag eines 

Hauptkassenprüfers vorgenommen werden. Über das 

Ergebnis ihrer Prüfungen haben die 

Hauptkassenprüfer in der Mitgliederversammlung zu 

berichten. 

Die Hauptkassenprüfer sind weiterhin berechtigt, die 

Kassengeschäfte der untergliederten Abteilungen 

stichprobenhaft vor den jährlich wiederkehrenden 

Abteilungsversammlungen zu überprüfen. Die 

Kassenprüfungen der Abteilungen sollen bis spätestens 

Ende März jeden Jahres für das zurückliegende 

Geschäftsjahr abgeschlossen sein. 

Die Hauptkassenprüfer sind weiterhin berechtigt, die 

Kassengeschäfte der untergliederten Abteilungen 

stichprobenhaft vor den jährlich wiederkehrenden 

Abteilungsversammlungen zu überprüfen. Die 

Kassenprüfungen der Abteilungen sollen bis 

spätestens Ende März eines jeden Jahres für das 

zurückliegende Geschäftsjahr abgeschlossen sein. 

Die gegenüber der Mitgliederversammlung des Vereins zu 

erstattenden Berichte der Hauptkassenprüfer sollen sich 

auch über die allgemeine Finanzlage der geprüften 

Abteilungen verhalten. Kann eine Abteilung die 

Kassenprüfung nicht rechtzeitig vor der 

Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) des 

Vereins nachweisen, so ist der geschäftsführende 

Hauptvorstand berechtigt, fällige Zuwendungen an die 

betroffene Abteilung aus der Hauptkasse auszusetzen. 

Die gegenüber der Mitgliederversammlung des 

Vereins zu erstattenden Berichte der 

Hauptkassenprüfer sollen auch über die allgemeine 

Finanzlage der geprüften Abteilungen nachvollziehbar 

Auskunft geben.                                                                                      

Kann die Abteilung die Kassenprüfung nicht 

rechtzeitig vor der Mitgliederversammlung des 

Vereins nachweisen, so ist der geschäftsführende 

Hauptvorstand berechtigt, fällige Zuwendungen an die 

betroffene Abteilung aus der Hauptkasse bis zum 

Abschluss der Kassenprüfung auszusetzen oder 

einzubehalten. 
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Kann eine Abteilung die Kassenprüfung nicht rechtzeitig 

vor der Mitgliederversammlung 

(Jahreshauptversammlung) des Vereins nachweisen, so 

ist der geschäftsführende Hauptvorstand berechtigt, fällige 

Zuwendungen an die betroffene Abteilung aus der 

Hauptkasse auszusetzen

2. Die Hauptkassenprüfer wählen aus ihren Reihen einen 

Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

2. Die Hauptkassenprüfer wählen aus ihren Reihen 

einen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter.

3. Zuwendungsbestätigungen (Spendenbescheinigungen) 

dürfen nur durch die gemäß § 26 BGB 

vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder (vgl. § 11 

Ziffer 5.) und durch den stellv. Hauptkassenwart 

ausgestellt werden. Es sind grundsätzlch immer 2 

Unterschriften mit Siegel-aufdruck erforderlich. 

3. Zuwendungsbestätigungen 

(Spendenbescheinigungen) dürfen nur durch die 

gemäß § 26 BGB vertretungsberechtigten 

Vorstandsmitglieder (vgl. § 13 Ziffer 5.) und durch den 

stellv. Hauptkassenwart ausgestellt werden. Es sind 

grundsätzlich immer 2 Unterschriften mit 

Siegelaufdruck erforderlich. 

4. Zuwendungsbestätigungen für Sachspenden dürfen nur 

ausgestellt werden, wenn die gespendete Sache für 

steuerbegünstigte Zwecke im Sinne dieser Satzung ver-

wendet wird. Die Sachspenden sind mit dem gemeinen 

Wert zu bewerten. Die Bewertung ist von den die Zu-

wendungsbestätigung ausstellenden Vorstandsmit-

gliedern schriftlich zu dokumentieren. Kann der Wert der 

Sachspende nicht zweifelsfrei ermittelt werden, so ist in 

der Zuwendungsbestätigung zu vermerken: "Wert nach 

Angaben des Spenders". 

4. Im Übrigen ist die Finanzordnung maßgeblich.

5. Die Ausstellung von Zuwendungsbestätigungen für 

Aufwandsspenden ist zulässig, wenn und soweit diese 

Satzung für den Spender einen Anspruch auf Erstattung 

von Aufwendungen, die für den Verein geleistet worden 

sind, vorsieht und der Spender auf diesen Anspruch 

verzichtet. Die Aufwandsspende ist in der Weise in der 

Buchführung festzuhalten, dass sowohl die Ausgabe in 

Höhe des Aufwandes als auch die Spendeneinnahme zu 

buchen sind. Darüber hinaus ist der Verzicht des Spenders 

auf den Erstattungsanspruch schriftlich zu dokumentieren. 

§ 14 Ehrenrat § 17 Ehrenrat 

1. Der Ehrenrat hat die Aufgabe und den Zweck, die Arbeit 

der Vereinsorgane zu unterstützen, die sportliche 

Korrektheit aller Entscheidungen der Vereinsorgane im 

Rahmen der Satzung und der Vereinsstrukturen zu 

überwachen und zu gewährleisten, die Wahrnehmung der 

Mitgliederrechte zu festigen und bei Verstößen gegen die 

Satzung und/oder das Ansehen des Vereins in der 

Öffentlichkeit einzuschreiten. 

1. Der Ehrenrat hat die Aufgabe und den Zweck, die 

Arbeit der Vereinsorgane zu unterstützen, die 

sportliche Korrektheit aller Entscheidungen der 

Vereinsorgane im Rahmen der Satzung, der 

Vereinsordnungen und der Vereinsstrukturen zu 

überwachen und zu gewährleisten, die Wahrnehmung 

der Mitgliederrechte zu festigen und bei Verstößen 

gegen die Satzung und/oder das Ansehen des Vereins 

in der Öffentlichkeit einzuschreiten. 

2. Die Mitgliederversammlung wählt auf Vorschlag des 

Hauptvorstandes die bis zu 10 ständigen Mitglieder des 

Ehrenrates. Kommt keine einfache Mehrheit für die 

vorgeschlagenen 10 Mitglieder einer zusammengefassten 

Liste zustande, wird in einzelnen Namensabstimmungen 

über jeden einzelnen dieser Kandidaten abgestimmt. 

2. Die Mitgliederversammlung wählt auf Vorschlag des 

Hauptvorstandes die bis zu zehn ständigen Mitglieder 

des Ehrenrates. Kommt keine einfache Mehrheit für 

die vorgeschlagenen zehn Mitglieder einer 

zusammengefassten Liste zustande, wird in einzelnen 

Namensabstimmungen über jeden einzelnen dieser 

Kandidaten abgestimmt. 
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Für die Kandidaten, die keine einfache Mehrheit der 

Stimmen erhalten, rücken aus der jeweiligen Liste 

Wahlvorschläge in der vom Hauptvorstand festgelegten 

Reihenfolge zur Abstimmung nach. Der Hauptvorstand 

bestimmt und wählt diese 10 Mitglieder wie folgt: 

5 Mitglieder werden aus einer Vorschlagsliste der 

Abteilungen gewählt, die weiteren bis zu 5 Mitglieder 

werden aus einer nachfolgend aufzustellenden 

Vorschlagsliste des geschäftsführenden Hauptvorstandes 

gewählt. Bei der Abteilungsliste und bei der Liste des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes hat jedes 

Hauptvorstandsmitglied bis zu 5 Stimmen. Gewählt sind 

die Kandidaten in der Reihenfolge ihrer erhaltenen 

Stimmen. Aus einer Abteilung sollen höchstens 3 

Mitglieder in den Ehrenrat gewählt werden. 

Die Mitglieder des Ehrenrates dürfen kein anderes 

Vorstandsamt im Verein bekleiden. Hiervon 

ausgenommen ist die Funktion eines Kassenprüfers. Die 

Mitglieder des Ehrenrates werden für die Dauer von 2 

Jahren gewählt, Wiederwahl ist im Rahmen der 

Altersgrenze unbegrenzt zulässig. Das Mindestalter der 

Mitglieder des Ehrenrates beträgt imWahljahr 30 Jahre, 

das Höchstalter im ersten Wahljahr ist auf 80 Jahre 

begrenzt. Die Mitglieder des Ehrenrates sollten im 

Wahljahr eine 10-jährige Mitgliedschaft nachweisen. 

Begründete Ausnahmen sind zulässig. 

3. Der Ehrenrat wählt seinen Vorsitzenden und dessen 

Stellvertreter aus seinen Reihen selbst. Der Vorsitzende 

und sein Stellvertreter sind stimmberechtigte Mitglieder im 

Hauptvorstand des Vereins. Sollte der Vorsitzende 

und/oder sein Stellvertreter bei einer 

Hauptvorstandssitzung verhindert sein, so haben 2 

anwesende andere Mitglieder des Ehrenrates Stimmrecht. 

Der Ehrenrat soll im Kalenderjahr mindestens zweimal 

tagen. Die Einladung erfolgt durch den Vorsitzenden bzw. 

durch seinenStellvertreter in schriftlicher Form unter 

Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von 

14 Tagen. Auf schriftliches Verlangen von mindestens 5 

Mitgliedern des Ehrenrates, ist zu einer Sondersitzung des 

Ehrenrates unter Angabe des oder der dringlichen 

Tagesordnungspunkte durch den Vorsitzenden oder 

seinenStellvertreter unverzüglich einzuladen.

3. Im Übrigen ist die Ehrenordnung maßgeblich.

Zu den Sitzungen des Ehrenrates ist der 

geschäftsführende Hauptvorstand mit einzuladen. Der 

Ehrenrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner 

gewählten Mit-glieder anwesend ist. Die Beschlüsse des 

Ehrenrates werden mit einfacher, offener Mehrheit gefasst. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 

Vorsitzenden bzw. des Sitzungsleiters. Stimmenthaltungen 

gelten als Neinstimmen. Geheime Abstimmung ist 

erforderlich, wenn der Ehrenrat dieses auf Antrag eines 

Mitgliedes des Ehrenrates mit einfacher Mehrheit 

beschließt. 

Der Vorsitzende des Ehrenrates und sein Stellvertreter 

sind berechtigt und angehalten, an den regelmäßigen 

Sitzungen des geschäftsführenden Hauptvorstandes 

teilzunehmen, ohne allerdings selbst stimmberechtigt zu 

sein. 
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4. Dem Ehrenrat des TSV Fichte Hagen 1863 e.V. 

obliegen insbesondere folgende Aufgaben und 

Zuständigkeiten:

4.1 Ausschluss- und Einspruchsverfahren für alle 

Mitglieder des Vereins, Beteiligung und Beilegung von 

Streitfällen zwischen Vereinsorganen sowie zwischen 

einzelnen Mitgliedern untereinander. Dem Ehrenrat obliegt 

die Schlichtung bzw. der Schlichtungsversuch von 

Streitigkeiten innerhalb des Vereins sowie unter den 

Mitgliedern. Er ist ferner zuständig für die abschließende 

Entscheidung über den Einspruch eines durch den 

Hauptvorstand ausgeschlossenen Mitgliedes. Sowohl für 

den Verein als auch für alle Mitglieder ist der ordentliche 

Rechtsweg zu den Zivilgerichten verschlossen, bevor nicht 

der Versuch einer Streitschlichtung über den Ehrenrat 

vergeblich unternommen worden ist. 

Beschlussfassungen des Ehrenrates erfolgen aufgrund 

mündlicher Erörterungen, in deren Verlauf den beiden 

Streitparteien Gelegenheit gegeben wird, ihre Belange und 

Ansichten ausreichend vorzutragen. Erweist sich eine 

gütliche Einigung der Streitparteien trotz ent-sprechender 

Bemühungen des Ehrenrates als nicht gegeben, so kann 

der Ehrenrat durch Beschluss auf eine Verwarnung, 

Aberkennung der Fähigkeit, ein Vereinsamt auf Zeit oder 

auf Dauer zu bekleiden, oder auf zeitlichen Ausschluss 

vom Sportbetrieb oder auch als letztes Mittel auf 

Vereinsausschluss des Mitgliedes entscheiden.

Der Beschluss des Ehrenrates ist den Betroffenen über 

den geschäftsführenden Hauptvorstand per Einschreiben 

zuzuleiten. Eine Anfechtung dieses Beschlusses findet nur 

auf dem ordentlichen Rechtsweg zu den Zivilgerichten 

statt. 

4.2 Zustimmungen zu den Vorschlägen des Haupt-

vorstandes oder des geschäftsführenden Hauptvor-

standes zur Ehrung von Mitgliedern oder Mannschaften.

Ehrungen eines Mitgliedes oder einer Mannschaft nach § 1 

- Absatz 2 der Ehrenordnung des Vereins.

Ernennung eines Ehrenmitgliedes nach § 2 oder eines 

Ehrenvorsitzenden nach § 3 der Ehrenordnung des 

Vereins.

Der Vorsitzende des Ehrenrates übernimmt die Ehrun-gen 

von Mitgliedern, einschließlich der schriftlichen 

Glückwünsche sowie Beileidsschreiben bei Todesfällen.

Bei besonders verdienten bzw. langjährigen Mitgliedern 

und bei Mandatsträgern erfolgt jeweils eine Abstimmung 

mit dem Vorsitzenden oder den beiden 2. Vorsitzenden 

des Vereins. 

4.3 Empfehlungsbeschluss zu einer beabsichtigten 

Satzungsänderung des Vereins. 

4.4. Empfehlungsbeschluss zu einer beabsichtigten 

Änderung der Beitragsordnung des Vereins. 

4.5 Empfehlungsbeschluss zu Neuinvestitionen des 

Vereins im erheblichen Umfange. 
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IV. Abteilungen IV. Abteilungen 

§ 15 Abteilungen § 18 Abteilungen 

1. Der Verein gliedert sich in folgende Abteilungen: 

- Turnen

- Leichtathletik

- Fußball

- Handball

- Basketball

- Tischtennis

- Volleyball

- Tennis

- Hockey

- American Sports

- Taekwondo

2. Die Abteilungen stellen unselbstständige Unter-

gliederungen des Vereins dar. Die Abteilungen sind nicht 

befugt, sich eine eigene Satzung zu geben. 

1. Innerhalb des Vereins können für unterschiedliche 

sportliche Aktivitäten gesonderte Abteilungen 

eingerichtet werden. Die Abteilungen stellen rechtlich 

unselbstständige Untergliederungen des Vereins dar. 

Die Abteilungen sind befugt, sich eigene Ordnungen 

zu geben, sofern diese nicht inhaltlich der 

Vereinssatzung widersprechen. Die 

Abteilungsordnung bedarf der Genehmigung des 

geschäftsführenden Hauptvorstandes.

3. Die Rechte der Abteilungen gegenüber dem Verein 

werden durch die Abteilungsvorstände wahrgenommen, 

die durch die Abteilungsmitglieder in der Abteilungsmit-

gliederversammlung gewählt werden und sodann dem 

Hauptvorstand schriftlich zu benennen sind. Für  die 

Mitgliederversammlungen der Abteilungen und für die 

Abteilungsvorstände gelten die Vorschriften dieser 

Satzung einschließlich der ergänzenden Ordnungen sowie 

die von der Mitgliederversammlung oder dem 

Hauptvorstand für den Verein entwickelten Richtlinien 

entsprechend. 

2. Die Rechte der Abteilungen gegenüber dem Verein 

werden durch die Abteilungsvorstände 

wahrgenommen, die durch die Abteilungsmitglieder in 

der Abteilungsmitgliederversammlung für die Dauer 

von jeweils zwei Jahren gewählt werden und sodann 

dem Hauptvorstand schriftlich zu benennen sind. Für  

die Mitgliederversammlungen der Abteilungen und für 

die Abteilungsvorstände gelten die Vorschriften dieser 

Satzung einschließlich der ergänzenden Ordnungen 

sowie die von der Mitgliederversammlung oder dem 

Hauptvorstand für den Verein entwickelten Richtlinien 

entsprechend. 

4. Im Rahmen dieser Befugnisse sind die Abteilungs-

vorstände berechtigt und bevollmächtigt, die 

Abteilungsangelegenheiten nach den Grundsätzen 

ordnungs-gemäßer Vereinsführung selbstständig im 

Namen und mit Wirkung für den Verein zu erledigen. 

Insbesondere führen die Abteilungen ihre sportlichen 

Veranstaltungen, Wettkämpfe und Meisterschaften 

eigenständig durch. Die Abteilungen sind berechtigt, 

zusätzliche eigene Abteilungsbeiträge zu erheben. Ihre 

Haushalts- und Kassenführung muss den Bestimmungen 

des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenverordnung sowie den Bestimmungen der 

Vereinssatzung betreffend die Gemeinnützigkeit des 

Vereins entsprechen. 
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Über die vom Verein den Abteilungen zur Verfügung 

gestellten Gelder ist jederzeit auf Anforderung des 

Hauptkassenwartes Rechnung zu legen. Wichtige Ge-

schäftsvorgänge, die finanzielle Verpflichtungen zur Folge 

haben, die den halben Jahresetat einer Abteilung oder 

5.000 Euro im Einzelfall übersteigen, bedürfen der 

Zustimmung des geschäftsführenden Hauptvorstandes.

Dies gilt auch für den Abschluss von Verträgen wie z.B. 

Trainer- und Spieler- sowie Übungsleiterverträge und 

sonstige Dauerschuldverhältnisse, die mit finanziellen 

Verpflichtungen für die Abteilung verbunden sind. Die 

Verpflichtung zur Meldung solcher wichtiger Geschäfts-

vorfälle liegt bei den betroffenen Abteilungsvorständen. 

5. Die Neubildung, Auflösung von Abteilungen, 

Zusammenschlüsse bzw. Spielgemeinschaften mit 

anderen Vereinen oder Abteilungen von Vereinen 

beschließt die Mitgliederversammlung auf Vorschlag des 

Hauptvor-standes mit einfacher Mehrheit, wenn nicht § 9 - 

Absatz 8 der Satzung vom Hauptvorstand beschlossen 

wird. 

V. Schlussbestimmungen 

§ 16 Datenschutzklausel § 19 Datenschutzklausel 

1. Mit dem Beitritt eines Mitgliedes nimmt der Verein seine 

Adresse, sein Geburtsdatum und seine Bankverbindung 

sowie weitere Angaben auf. Diese Informationen werden in 

dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Jedem 

Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer 

zugeordnet. Die personenge-bundenen Daten werden 

dabei durch geeignete technische und organisatorische 

Maßnahmen vor der Kennt-nisnahme Dritter geschützt. 

Sonstige Informationen und Informationen über 

Nichtmitglieder werden von dem Verein grundsätzlich 

intern nur verarbeitet, wenn sie zur Förderung des 

Vereinszwecks nützlich sind und keine Anhaltspunkte 

bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges 

Interesse hat, das der Verarbeitung entgegensteht. 

1. Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereins 

werden unter Beachtung der Vorgaben der EU-

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des 

Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 

personenbezogene Daten über persönliche und 

sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein 

verarbeitet. 
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2. Als Mitglied einer ganzen Reihe von Sportverbänden ist 

der Verein verpflichtet, seine Mitglieder und Sport-

ergebnisse an die Verbände zu melden. Übermittelt 

werden dabei Name, Vorname, Geburtsdatum, 

Wohnadresse und Vereinsmitgliedsnummer; bei 

Mitgliedern mit besonderen Aufgaben auch weitere 

Angaben. 

2. Soweit die in den jeweiligen Vorschriften 

beschriebenen Voraussetzungen vorliegen, hat jedes 

Vereinsmitglied insbesondere die folgenden Rechte:                                                                                                        

- das Recht auf Auskunft nach Artikel 15  DSGVO,                                                                                                             

- das Recht auf Berichtigung nach Artikel 16 DSGVO,                                                                                                          

- das Recht auf Löschung nach Artikel 17 DSGVO,                                                                                                              

- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach 

Artikel 18 DSGVO,                                                                                                                 

- das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Artikel 20 

DSGVO,                                                                                                                           

- das Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DSGVO und                                                                                                                 

- das Recht auf Beschwerde bei einer 

Aufsichtsbehörde nach Artikel 77 DSGVO

3. Der Verein informiert die Tagespresse über Turnier- und 

Spielergebnisse sowie über besondere Ereignisse. Solche 

Informationen werden überdies auch auf der Internetseite 

und in den Vereinsmitteilungen des Vereins veröffentlicht. 

Ein einzelner Widerspruch eines Mit-gliedes gegen diese 

Art der Veröffentlichung ist nur eingeschränkt möglich.

3. Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder 

sonst für den Verein Tätigen ist es untersagt, 

personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als 

dem jeweiligen zur Aufgabenerfüllung gehörenden 

Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 

zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese 

Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben 

genannten Personen aus dem Verein hinaus. Dies 

betrifft nicht eine gesetzliche, gerichtliche oder 

behördliche Verpflichtung auf Herausgabe von Daten.

4. Die Weitergabe von personenbezogenen Mitglieder-

daten bezieht sich immer nur auf Sportereignisse, Sport-

ergebnisse und erwähnenswerte private Ereignisse. Ein 

einzelner Widerspruch eines Mitgliedes gegen diese Art 

der Veröffentlichung ist ebenfalls nur eingeschränkt 

möglich. Mitgliederverzeichnisse werden nur an Vor-

standsmitglieder und Abteilungsvorstände ausgehändigt, 

die im Verein eine entsprechende Funktion ausüben, 

welche die Kenntnis der Mitgliederdaten erfordert. Eine 

anderweitige Weitergabe dieser Verzeichnisse ist nicht 

zulässig. 

4. Zur Wahrnehmung der Aufgaben und Pflichten nach 

der EU-Datenschutz-Grundverordnung und dem 

Bundesdatenschutzgesetz bestellt der 

geschäftsführende Hauptvorstand einen internen oder 

externen Datenschutzbeauftragten. 

5. Beim Ausscheiden eines Mitgliedes werden Name, 

Adresse und Geburtstag aus der Mitgliederliste des 

Vereins gelöscht. Personenbezogene Daten des aus-

scheidenden Mitgliedes, die Kassenverwaltung be-

treffend, werden gemäß den steuerlichen Bestimmun-gen 

bis zu zehn Jahre ab der schriftlichen Bestätigung des 

Ausscheidens durch den Vorstand aufbewahrt. 

5. Im Übrigen ist die Datenschutzordnung 

maßgeblich. 

§ 17 Auflösung des Vereins und Liquidation § 20 Auflösung des Vereins und Liquidation 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur mit einer Mehrheit 

von 3/4 der anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder 

zweier Mitgliederversammlungen beschlossen werden. Die 

beiden Mitgliederversammlungen müssen mindestens 4 

Wochen, längstens aber 8 Wochen, auseinander liegen.

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu 

diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung 

mit einer Mehrheit von 75 % der anwesenden, 

stimmberechtigten Mitglieder zweier 

Mitgliederversammlungen beschlossen werden. Die 

beiden Mitgliederversammlungen müssen mindestens 

1 Monat, längstens aber 2 Monate, auseinander liegen.
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2. Mit der Auflösung des Vereins ist der Vorstand im Sinne 

von § 11 Abs. 5 der Satzung Liquidator. Das nach 

Beendigung der Liquidation verbleibende Vermögen fällt 

an die Stadt Hagen und darf nur zu gemeinnützigen 

Zwecken - und zwar zur Förderung des Sports - verwendet 

werden. 

2. Mit der Auflösung des Vereins ist der 

geschäftsführende Hautpvorstand im Sinne von § 13 

Abs. 5 der Satzung Liquidator. 

3. Die Liquidation wird nach den §§ 60 ff. GmbHG 

durchgeführt.

4. Das nach Beendigung der Liquidation verbleibende 

Vermögen fällt an die Stadt Hagen und darf nur zu 

gemeinnützigen Zwecken - und zwar zur Förderung 

des Sports - verwendet werden. Im Falle einer Fusion 

mit einem anderen Verein fällt das Vermögen nach der 

Vereinsauflösung an den neu entstehenden 

steuerbegünstigten Fusionsverein bzw. den 

aufnehmenden steuerbegünstigten Verein, der es 

ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige 

Zwecke zu verwenden hat.

Inkrafttreten

Die Satzung ist in der vorliegenden Form am 

27.04.2022 von der Mitgliederversammlung des TSV 

Fichte Hagen 1863 e.V. beschlossen worden.   

Sie tritt nach der Eintragung in das Vereinsregister in 

Kraft.  Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem 

Zeitpunkt außer Kraft.                                                                                  

Hagen, den 27.04.2022
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